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Reichs⸗Geſetzblatt 


Nê 22. 


Inhalt: Verordnung wegen Ergänzung der Verordnung vom 16. Auguſt 1876, betreffend die Kautionen 
der bei der Militär- und der Marineverwaltung angeſtellten Beamten. S. 195. — Verordnung 
zur Ergänzung der Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 13. Juni 1873 über die Kriegs- 
leiſtungen, vom 1. April 1876 und 18. April 1882. S. 197. — Staatsvertrag zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und Oeſterreich Ungarn wegen Herſtellung mehrerer Eiſenbahnverbindungen. S. 198. 


(Nr. 1613.) Verordnung wegen Ergänzung der Verordnung vom 16. Auguſt 1876, betreffend 
die Kautionen der bei der Militär- und der Marineverwaltung angeſtellten 
Beamten. Vom 4. Juni 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kater, König 


von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, auf Grund des §. 3 des Geſetzes, betreffend 
die Kautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 1869 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 161) 
im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


F. 1. 


Der F. 1 der Verordnung, betreffend die Kautionen der bei der Militär⸗ 
und der Marineverwaltung angeſtellten Beamten, vom 16. Auguſt 1876 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 179) erhält folgende Zuſätze: 

Hinter Abſchnitt I B: 


C. Bei den Truppentheilen, Militärinſtituten und Militär— 
behörden, 


1. die Zahlmeiſter des Friedensſtandes, 
2. die während des Kriegszuſtandes zur Verwendung kommenden 
Feldzahlmeiſter. 
Unter Abſchnitt II: 
das Zahlmeiſterperſonal. 
Reichs- Gefehbt. 1885. — 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1885. 
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§. 2. 
Der F. 2 derſelben Verordnung erhält folgende Zuſätze: 
Hinter Abſchnitt IB: 
©. Bei den Truppentheilen, Militärinſtituten und Militär- 
behörden, 
für die Zahlmeiſter des Friedensſtandes und die 
Feldzahlmeiſer ! ee. 2 500 Mark. 
Unter Abſchnitt II: 
für die Marinezahlmeiſter, welche ſich in Ren⸗ 
dantenftellungen befinden 9000 > 
für die übrigen Maringahlmeifter......-.... 2 500 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. Juni 1885. 


d. S) Wilbelm. 
Fürſt von Bismarck. 
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Nr. 1614.) Verordnung zur Ergänzung der Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 
13. Juni 1873 über die Kriegsleiſtungen, vom 1. April 1876 und 
18. April 1882. Vom 6. Juni 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen 2. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths, 
was folgt: 
Artikel 1. 


In der Verordnung, betreffend die Ausführung des Geſetzes vom 13. Juni 
1873 über die Kriegsleiſtungen, vom 1. April 1876 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 137) 
iſt unter 1 5 zu F. 12 der Ziffer 1 als fünfter Abſatz anzufügen: 

Zu der freien Verpflegung, welche in den Fällen längerer als acht⸗ 
undvierzigſtündiger Abweſenheit der Fuhren von der Heimath den Führern 
derſelben zu gewähren iſt, go neben der Mundportion ein täglicher 
Baarzuſchuß in Höhe der Gemeinenlöhnung der Infanterie. 


Artikel 2. 


In dem mittelſt der Verordnung vom 18. April 1882 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 47) genehmigten Formular der Marſchrouten für Kriegsverhältniſſe tritt dem 
vierten Abſatz der Beſtimmungen unter D „über Geſtellung von Vorſpann, Weg⸗ 
weiſern und Boten“ die Beſtimmung hinzu: 

Zur freien Verpflegung des Führers gehört neben der Mund⸗ 
portion ein täglicher Baarzuſchuß in Höhe der Gemeinenlöhnung der 
Infanterie. 

Arkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. Juni 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


40 * 
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(Nr. 1615.) Staatsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und Oeſterreich⸗Angarn wegen 
Herſtellung der Eiſenbahnverbindungen von Mittelſteine nach Ottendorf 
(Braunau), von Hannsdorf über Lindewieſe nach Ziegenhals, von Lindewieſe 
über Barzdorf (Heinersdorf) nach Ottmachau und von Natibor nach Troppau. 
Vom 14. März 1885. 


Ste Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, im Namen des 
Deutſchen Reichs, und Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von 
Böhmen x. und Apoſtoliſcher König von Ungarn, von dem Wunſche geleitet, 
die Eiſenbahnverbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Reichsgebieten zu erweitern, 
haben zum Behufe einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten 
ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär im Auswärtigen Amt, Wirklichen 
Geheimen Legationsrath Dr. Clemens Auguſt Buſch, 


Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Finanzrath Julius Rathjen, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Guſtav Schmidt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Dr. Paul Micke; 


Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von Böhmen x. 
und Apoſtoliſcher König von Ungarn: 


Allerhöchſtihren Geheimen Rath, Kämmerer und außerordentlichen und 
bevollmächtigten Botſchafter bei Seiner Majeſtät dem Deutſchen 
Kaiſer, König von Preußen, Emerich Grafen Széchényi von 
680211 Felſö⸗Vidsék, 

Allerhöchſtihren Sektionsrath im Kaiſerlich Königlichen Handels⸗ 
miniſterium Ludwig Wrba, 

Allerhöchſtihren Regierungsrath im Kaiſerlich Königlichen Handels⸗ 
miniſterium Dr. Emil Lange Edlen von Burgenkron, 


Allerhöchſtihren Miniſterialrath im Kaiſerlich Königlichen Finanz⸗ 
miniſterium Joſeph Schuck, 


von welchen nach geſchehener Mittheilung und gegenſeitiger Anerkennung ihrer 
Vollmachten unter dem Vorbehalte der Ratifikation der nachſtehende Vertrag 
verabredet und abgeſchloſſen worden iſt. 
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Artikel J. 


Die Königlich preußiſche und die Kaiſerlich Königlich öſterreichiſche 
Regierung ſind übereingekommen, Eiſenbahnverbindungen: 


1. von Mittelſteine nach Ottendorf (Braunau), 
2. von Hannsdorf über Lindewieſe nach Ziegenhals, 


3. von Lindewieſe über Barzdorf (Heinersdorf) nach Ottmachau oder einem 
anderen in der Nähe belegenen Punkte der Linie Camenz — Neiſſe, 


4. von Ratibor oder einem anderen in der Nähe belegenen Punkte der 
Ratibor — Leobſchützer Eiſenbahn nach Troppau 


zuzulaſſen und die Vollendung des Baues nebſt der Eröffnung des Betriebes 
derfelben innerhalb der in den Artikeln II, III und IV angegebenen Termine 
herbeizuführen. 


Artikel II. 


Die Königlich preußiſche Regierung wird die in ihrem Gebiete belegene 
Strecke der im Artikel 1 unter Nr. 1 bezeichneten Bahn von Mittelſteine nach 
Ottendorf (Braunau) für eigene Rechnung ausführen, ſobald die Bedingungen, 
von welchen der ſtaatsſeitige Ausbau dieſer Strecke in dem preußiſchen Geſetze 
vom 21. Mai 1883 (Geſetz⸗Samml. S. 85) abhängig gemacht iſt, ſeitens der 
Intereſſenten erfüllt ſein werden. Sie wird alsdann der Kaiſerlich Königlich 
öſterreichiſchen Regierung hiervon Mittheilung machen und zugleich den Zeit⸗ 
punkt bezeichnen, bis zu welchem die thunlichſt zu beſchleunigende und längſtens 
innerhalb zweier Jahre zu bewirkende betriebsfähige Herſtellung der preußiſchen 
Strecke erfolgt ſein wird. 1 
Die Kaiſerlich Königlich öſterreichiſche Regierung wird ihrerſeits nach Empfang 
dieſer Mittheilung die privilegirte öſterreichiſch⸗ungariſche Staatseiſenbahngeſellſchaft, 
welcher bereits unter ihrer früheren Firma „K. K. privilegirte öſterreichiſche Staats⸗ 
eiſenbahngeſellſchaft !“ unter dem 14. September 1872 die Konzeſſion zum Bau und 
Betriebe der auf öſterreichiſchem Staatsgebiete belegenen Strecke dieſer Bahn ertheilt 
worden iſt, anhalten, die Vollendung des Baues und die Eröffnung des Betriebes 
der öſterreichiſchen Grenzſtrecke gleichzeitig mit der Vollendung des Baues und mit 
der Eröffnung des Betriebes der preußiſchen Strecke zu bewirken. 


Artikel III. 


Für die im Artikel I unter Nr. 2 genannte Eiſenbahn von Hannsdorf 
über Lindewieſe nach Ziegenhals hat die Kaiſerlich Königlich öſterreichiſche Regierung 
rückſichtlich der in ihrem Gebiete belegenen Strecke unter dem 5. März 1885 die 
Konzeſſion an die unter der Firma „öſterreichiſche Lokaleiſenbahngeſellſchaft“ be⸗ 
ſtehende Aktiengeſellſchaft in Prag ertheilt und dem Konzeſſionär die Verpflichtung 
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auferlegt, die Bahnſtrecke von Hannsdorf bis an die beiderſeitige Reichsgrenze in 
der Richtung nach Ziegenhals längſtens binnen zwei und einem halben Jahre, 
vom Tage der Konzeſſtonsertheilung an gerechnet, zu vollenden und dem Betriebe 
zu übergeben. 

Die Königlich preußiſche Regierung wird ihrerſeits baldthunlichſt dem vor⸗ 
genannten Konzeſſtonär der öſterreichiſchen Theilſtrecke der Eiſenbahn Hannsdorf — 
Ziegenhals die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der auf preußiſchem Staats⸗ 
gebiete belegenen Strecke von der beiderſeitigen Reichsgrenze bis Ziegenhals unter 
den in Preußen üblichen Bedingungen und, ſoweit dies in ihrer Einwirkung liegt, 
unter Feſthaltung des für die öſterreichiſche Strecke dieſer Bahn feſtgeſetzten Vol⸗ 
lendungstermins ertheilen und davon der Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen Re⸗ 
gierung Kenntniß geben. 


Artikel IV. 


Die Königlich preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, die auf ihrem Gebiete 
belegenen Strecken der im Artikel I unter Nr. 3 und 4 bezeichneten Linien 
Lindewieſe — Ottmachau und Ratibor — Troppau für eigene Rechnung auszuführen, 
ſobald ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben und die Erfüllung 
derjenigen Bedingungen, von welchen der Bau dieſer Linien geſetzlich etwa abhängig 
gemacht werden ſollte, ſichergeſtellt ſein wird. 

Sie wird ihre Entſchließung, die geſetzliche Ermächtigung zum Bau der in 
Preußen belegenen Strecken der beiden genannten Linien herbeizuführen, der 
Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen Regierung mittheilen, worauf letztere alsbald 
und längſtens innerhalb dreier Monate die Königlich preußiſche Regierung be⸗ 
nachrichtigen wird, ob ſie die Konzeſſion zum Bau der öſterreichiſchen Strecke der 
Linie Ratibor — Troppau einem öſterreichiſchen Unternehmer ertheilen oder der 
Königlich preußiſchen Regierung das Recht einräumen will, dieſe Strecke zu bauen 
und zu betreiben. In letzterem Falle ſollen für den Bau und Betrieb die Be⸗ 
ſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages, ſowie die jeweilig in Oeſterreich geltenden 
Geſetze und Verordnungen mit der Maßgabe zur Anwendung kommen, daß keine 
ungünſtigeren Bedingungen Platz greifen, als für ohne Staatsgarantie unter⸗ 
nommene Eiſenbahnen üblich ſind. 

Sobald die Herſtellung der in Preußen belegenen Strecken der Linien 
Lindewieſe — Ottmachau und Ratibor — Troppau durch die Königlich preußiſche Re⸗ 
gierung ſichergeſtellt iſt, wird dieſelbe der Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen Re⸗ 
gierung hiervon Mittheilung machen und zugleich den Zeitpunkt bezeichnen, bis zu 
welchem die thunlichſt zu beſchleunigende betriebsfähige Herſtellung der preußiſchen 
Strecken erfolgt ſein wird. 

Nach Empfang dieſer Mittheilung wird die Kaiſerlich Königlich öſterreichiſche 
Regierung in Gemäßheit der im Abſatz 2 des gegenwärtigen Artikels getroffenen 
Vereinbarung alsbald die Konzeſſion zum Bau der öſterreichiſchen Grenzſtrecke der 
Linie Ratibor — Troppau ertheilen, beziehungsweiſe der Königlich preußiſchen ۰ 
gierung das Recht zum Bau und Betriebe dieſer Strecke einräumen. 
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Hinſichtlich der öſterreichiſchen Strecke der Linie Lindewieſe — Ottmachau bleibt 
die Konzeſſionsertheilung an einen öſterreichiſchen Unternehmer der Kaiſerlich 
Königlich öſterreichiſchen Regierung vorbehalten. 


Artikel V. 


Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinien, wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe, insbeſondere auch der im militäriſchen Intereſſe 
für nothwendig erachteten Anlagen bleibt jeder der beiden Regierungen für ihr 
Gebiet vorbehalten. 

Die Punkte, wo die beiderſeitige Reichsgrenze von den Bahnen überſchritten 
wird, ſollen auf Grund der von den betreffenden Eiſenbahnverwaltungen aus⸗ 
zuarbeitenden Projekte, nöthigenfalls durch techniſche Kommiſſarien näher beſtimmt 
werden. 

Artikel VI. 


Die neu herzuſtellenden Eiſenbahnen (Artikel I) ſollen zunächſt nur mit 
einem durchgehenden Geleiſe verſehen werden. Bei dem Eintritt des Bedürfniſſes 
für die Herſtellung des zweiten Geleiſes werden die Hohen Regierungen behufs 
einer Verſtändigung hierüber in weitere Verhandlung treten. 

Zum Zweck des Erwerbes der zur Anlage der Bahnen erforderlichen 
Grundſtücke ſoll den Unternehmern in jedem der beiden Staatsgebiete das Ent⸗ 
eignungsrecht nach den dort jeweilig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen eingeräumt 
werden. 

Die Spurweite der Geleiſe ſoll in Uebereinſtimmung mit den anſchließenden 
Bahnen 1½3s Meter im Lichten der Schienen betragen. Auch im Uebrigen 
ſollen die Konſtruktionsverhältniſſe der anzulegenden Eiſenbahnen und deren 
Betriebsmittel dergeſtalt nach gleichmäßigen Grundſätzen feſtgeſtellt werden, daß 
auf den beiderſeitigen Bahnſtrecken ein ineinandergreifender Betrieb ſtattfinden 
kann, insbeſondere auch die Betriebsmittel von und nach den anſchließenden 
Bahnen ungehindert übergehen, beziehungsweiſe wechſelſeitig benutzt werden können. 

Die von einer der beiden Hohen Regierungen geprüften Betriebsmittel 
werden ohne nochmalige Prüfung auch auf der im Gebiete der anderen liegenden 
Bahnſtrecke zugelaſſen werden. 


Artikel VII. 


Die beiden Hohen Regierungen verpflichten ſich, zuzulaſſen und anzuordnen, 

daß die neu herzuſtellenden Eiſenbahnen an ihren Endpunkten in angemeſſene, den 

ebergang der Betriebsmittel geſtattende Schienenverbindung mit den zur Zeit 
daſelbſt anſchließenden Eiſenbahnen geſetzt werden. 


Artikel VIII. 


Die volle Landeshoheit (alſo auch die Ausübung der Juſtiz⸗ und Polizei⸗ 
gewalt) bleibt in Anſehung der die beiderſeitige Reichsgrenze überſchreitenden Bahn⸗ 
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ſtrecken auf jedem der beiden Gebiete der betreffenden Territorialrsgierung aus⸗ 
ſchließlich vorbehalten. 


Artikel IX. 


Die Hohen Regierungen behalten ſich vor, zur Handhabung der ihnen über 
die Bahnſtrecken in ihrem Gebiete und den Betrieb auf denſelben zuſtehenden 
Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte Kommiſſarien zu beſtellen, welche die Beziehungen 
ihrer Regierungen zu den Eiſenbahnverwaltungen in allen denjenigen Fällen zu 
vertreten haben, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten 
der kompetenten Landesbehörden geeignet ſind. 


Artikel X. 


Unbeſchadet des Hoheits⸗ und Aufſichtsrechtes der Hohen vertragſchließenden 
Theile über die in ihren Gebieten belegenen Bahnſtrecken und über den darauf 
ſtattfindenden Betrieb, verbleibt die Ausübung des Oberaufſichtsrechtes über die 
den Betrieb führenden Eiſenbahngeſellſchaften oder Eiſenbahnverwaltungen im 
Allgemeinen derjenigen Regierung, in deren Gebiete dieſelben ihren Sitz haben. 


Artikel XI. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem der beiden Gebiete 
kompetenten Behörden in Gemäßheit der für jedes Gebiet geltenden Vorſchriften 
und Grundſätze zunächſt durch die Beamten der Eiſenbahnverwaltung gehandhabt 
werden. 


Artikel XII. 


Inſoweit ein öſterreichiſcher Unternehmer innerhalb des preußiſchen Gebietes, 
oder ein preußiſcher Unternehmer innerhalb des öſterreichiſchen Gebietes den Bau 
beziehungsweiſe Betrieb der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſen⸗ 
bahnen ganz oder theilweiſe übernimmt oder künftig übernehmen ſollte, hat ſich 
derſelbe rückſichtlich aller aus der Anlage und beziehungsweiſe dem Betriebe der 
Bahn herzuleitenden Entſchädigungsanſprüche den Geſetzen und der Gerichtsbarkeit 
des Staates, in welchem die Schadenszufügung ſtattgefunden hat, zu unterwerfen, 
inſofern der Entſchädigungsanſpruch nicht aus einem mit der betriebführenden 
Bahnverwaltung oder mit einer der übrigen an dem Transport betheiligten 
Bahnen abgeſchloſſenen Frachtgeſchäfte hergeleitet wird. 


Artikel XIII. 


Reichsangehörige des einen der Hohen vertragſchließenden Theile, welche 
von den Eiſenbahnverwaltungen beim Betriebe der Bahnſtrecken im Gebiete des 
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anderen Theiles angeſtellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Unterthanen⸗ 
verbande ihres Heimathlandes aus. 

Die Stellen der Lokalbeamten mit Ausnahme der Bahnhofsvorſtände, der 
Telegraphen⸗ und derjenigen Beamten, welche mit der Erhebung von Geldern 
betraut find, ſollen jedoch thunlichſt mit einheimiſchen Staatsangehörigen beſetzt 
werden. 

Sämmtliche Beamte ſind ohne Unterſchied des Ortes ihrer Anſtellung bei 
der Bahn rückſichtlich der Disziplinarbehandlung nur der Anſtellungsbehörde, im 
Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates unterworfen, in welchem 
ſie ihren Wohnſitz haben. 


Artikel XIV. 


Die Feſtſtellung und Genehmigung der Fahrpläne und Tarife bleibt der⸗ 
jenigen Regierung vorbehalten, in deren Gebiete die betriebführende Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ihren Sitz hat. Jedoch {oll die Feſtſtellung der Tarifſätze für die 
jenigen Strecken der neu anzulegenden Eiſenbahnen, welche zwiſchen den beiderſeits 
zunächſt der Grenze befindlichen Stationen belegen ſind und von ein und derſelben 
Verwaltung betrieben werden, nach gleichen Grundſätzen erfolgen. 


Artikel XV. 


Die im Intereſſe der Erleichterung des gegenſeitigen Eiſenbahnverkehrs 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und Oeſterreich-Ungarn jeweilig beſtehenden Bere 
tragsbeſtimmungen, insbeſondere alſo die Beſtimmungen der Artikel 15 bis ein⸗ 
ſchließlich 18 des Handelsvertrages vom 23. Mai 1881, inſolange derſelbe 
Gültigkeit hat, finden auch auf die durch den gegenwärtigen Vertrag geſicherten 
Eiſenbahnanſchlüſſe Anwendung. 

۳ Beide Hohe vertragſchließende Theile werden namentlich dafür Sorge 
agen, 

1. daß auf jeder der in Frage ſtehenden Eiſenbahnen möglichſt im An⸗ 
ſchluſſe an die Züge der angrenzenden Bahnſtrecken für die Perſonen⸗ 
beförderung mindeſtens zwei Züge täglich in beiden Richtungen und für 
den Güterverkehr ſo viele Züge eingerichtet werden, als zur Bewältigung 
desſelben erforderlich find, ſowie daß die ſonſtigen Betriebsanordnungen 
den Verkehrsintereſſen entſprechend geordnet werden; 


daß der Einführung direkter Expeditionen im Perſonen⸗ und Güter⸗ 
verkehr zwiſchen jeder der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden 
Eiſenbahnen und den angrenzenden beiderſeitigen Bahnſtrecken, falls 
dieſelbe im Intereſſe des Verkehrs von beiden Hohen Regierungen als 
wünſchenswerth bezeichnet wird, ſeitens der betriebführenden Bere 
waltungen jener Eiſenbahnen, ſoweit dieſelben betheiligt ſind, nicht 
widerſprochen werde. 


Reichs- Geſetbl. 1885. 41 
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Artikel XVI. 


Der Betriebswechſel ſoll ſtattfinden: 
a) bezüglich der Eiſenbahn von Mittelſteine nach Ottendorf (Braunau) in 


der Station Mittelſteine der beſtehenden preußiſchen Eiſenbahnlinie 
Dittersbach — Glatz 


b) bezüglich der Eiſenbahn von Hannsdorf über Lindewieſe nach Ziegen⸗ 


hals in der beſtehenden preußiſchen Station Ziegenhals, 


e) bezüglich der Eiſenbahn von Lindewieſe nach Ottmachau in der in 


unmittelbarer Nähe der beiderſeitigen Reichsgrenze bei Barzdorf oder 
Heinersdorf neu anzulegenden Uebergangsitation; 


d) bezüglich der Eiſenbahn von Ratibor nach Troppau in der beſtehenden 


Station Troppau der Mähriſch⸗Schleſiſchen Zentralbahn. 


Zu dieſem Zweck wird Folgendes vereinbart: 


Zu a: 


Zu b: 


Zu e: 


Zu d: 


Die Königlich preußiſche Regierung wird der privilegirten öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Staatseiſenbahngeſellſchaft den Betrieb auf der Strecke von 
der beiderſeitigen Grenze bis zur Wechſelſtation Mittelſteine überlaſſen 
und derſelben die Mitbenutzung dieſer Wechſelſtation geſtatten (Artikel XVII 
und XVIII). 

Dem öſterreichiſchen Unternehmer der Eiſenbahn Hannsdorf — Ziegenhals 
wird ſeitens der Königlich preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung das 
Recht der Mitbenutzung der beſtehenden Station Ziegenhals eingeräumt 
werden. 


Je nachdem die Uebergangsftation auf preußiſchem Staatsgebiete bei 
Heinersdorf oder auf öſterreichiſchem Staatsgebiete bei Barzdorf angelegt 
wird, ſoll dem Unternehmer der öſterreichiſchen Theilſtrecke die Mit⸗ 
benutzung der Uebergangsſtation Heinersdorf, beziehungsweiſe der preußi⸗ 
ſchen Staatseiſenbahnverwaltung die Mitbenutzung der Uebergangsſtation 
Barzdorf eingeräumt werden. 


Die Kaiſerlich Königlich öſterreichiſche Regierung wird die Verwaltung 
der Mähriſch⸗Schleſiſchen Zentralbahn anhalten, der Königlich preußiſchen 
Staatseiſenbahnverwaltung die Mitbenutzung ihrer beſtehenden Station 
Troppau und eventuell auch der Verbindungsbahn von dieſer Station 
nach dem Bahnhofe der ausſchließlich privilegirten Kaiſer⸗Ferdinands⸗ 
Nordbahn bei Troppau zu geſtatten. Desgleichen wird, im Falle der 
Bau der Bahnſtrecke von Troppau bis zur beiderſeitigen Reichsgrenze 
nicht der Königlich preußiſchen Regierung überlaſſen, ſondern einem 
Privatunternehmer konzeſſionirt werden ſollte (Artikel IV), dem letzteren 
ſeitens der Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen Regierung die Ver⸗ 
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pflichtung auferlegt werden, den Betrieb dieſer Bahnſtrecke der Königlich 
preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung für die Dauer der Konzeſſion 
zu überlaſſen. 

Die Einrichtungen des Baues und Betriebes, die Konſtruktion des Ober⸗ 
baues und die Signaleinrichtungen von der beiderſeitigen Grenze bis zu den vor⸗ 
genannten Wechſelſtationen, eintretendenfalls bis zum Anſchluß an die Troppauer 
Verbindungsbahn, ſollen mit denjenigen Einrichtungen übereinſtimmen, welche für 
die auf dem benachbarten Gebiete belegenen Strecken dieſer Bahnen genehmigt 
werden. Für die Anlage und die Ausrüſtung der Wechſelſtationen find die Grund⸗ 
ſätze maßgebend, welche in dem Staate gelten, in deſſen Gebiete dieſe Stationen 
belegen ſind. 


Artikel XVII. 


Ueber die Bedingungen der Betriebsüberlaſſung auf der preußiſchen Theil⸗ 
ſtrecke der Linie Mittelſteine — Ottendorf bleibt eine Verſtändigung zwiſchen der 
Königlich preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung und der privilegirten öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Staatseiſenbahngeſellſchaft vorbehalten. 

Beim Mangel eines Eimnverſtändniſſes haben ſich die Bahnverwaltungen 
den nach ا ی‎ Verſtändigung gemeinschaftlich zu treffenden Anordnungen 
der beiden Hohen Regierungen zu fügen. 

Jedenfalls ſoll aber die betriebführende Geſellſchaft ſeitens der Kaiſerlich 
Königlich öſterreichiſchen Regierung bindend verpflichtet werden, die ordnungs⸗ 
mäßige Inſtandhaltung der ihr in Betrieb gegebenen Strecke nebſt allem Zubehör 
einſchließlich der nach preußiſchen Verwaltungsgrundſätzen erforderlich werdenden 
Erneuerungen auf eigene Koſten zu übernehmen und der Königlich preußiſchen 
Regierung das auf die betreffende Strecke nachweislich verwendete Anlagekapital, 
jedoch ohne Einrechnung etwaiger Koſten der Geldbeſchaffung und Kursverluſte, 
mit jährlich fünf Prozent zu verzinſen. 

Nach gleichen Grundſätzen werden die Erweiterungen der urſprünglichen 
Bahnanlagen behandelt, welche die Königlich preußiſche Regierung im Intereſſe 
des Verkehrs für geboten erachten möchte. 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels finden auch auf die öſterreichiſche Theil⸗ 
ſtrecke der Eiſenbahn von Ratibor nach Troppau für den Fall ſinngemäße An⸗ 
wendung, daß jene Theilſtrecke von einem Privatunternehmer hergeſtellt und 
an die Königlich preußiſche Staatseiſenbahnverwaltung zum Betriebe überlaſſen 
werden ſollte. 


Artikel XVIII. 


Wegen Mitbenutzung der Bahnhöfe und der Bahnhofsanlagen bei Mittel⸗ 
ſteine, Ziegenhals, Barzdorf beziehungsweiſe Heinersdorf ſowie bei Troppau und 
wegen der den Eigenthümern dafür zu leiſtenden beſonderen Entſchädigung haben 
die beiderſeitigen Bahnverwaltungen unter Vorbehalt der Genehmigung ihrer Re⸗ 
gierungen gleichfalls ein Abkommen mit einander zu treffen und beim Mangel 
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eines Einverſtändniſſes ſich den nach vorgängiger Verſtändigung gemeinſchaftlich 
zu treffenden Anordnungen der beiden Hohen Regierungen zu fügen. 

Dabei ſollen die Koſten für diejenigen Neuanlagen, Um⸗ und Erweiterungs⸗ 
bauten einſchließlich derjenigen für die Zoll-, Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Polizei⸗ 
verwaltung, welche in Folge Einführung der neu herzuſtellenden Bahnen in die 
im Eingange dieſes Artikels bezeichneten Bahnhöfe auf den letzteren durch das 
wirkliche Bedürfniß erfordert werden, ſeitens der dieſe Bahnhöfe mitbenutzenden 
Eiſenbahnverwaltungen nach Verhältniß der Mitbenutzung den Eigenthümern mit 
fünf Prozent verzinſt werden. 


Artikel XIX. 


Auf den Grenzſtationen Mittelſteine, Barzdorf beziehungsweiſe Heinersdorf 
und Troppau wird zur Erreichung des im Artikel 8 des Handelsvertrages vom 
23. Mai 1881 bezeichneten Zweckes von beiden Seiten je ein Grenzzollamt mit 
den den Verkehrsverhältniſſen entſprechenden Abfertigungsbefugniſſen errichtet werden. 

Außerdem ſollen in der Station Braunau, nach Maßgabe des einverſtändlich 
zu ermittelnden und auf Antrag einer der beiden Hohen Regierungen jeweilig ein⸗ 
verſtändlich neu feſtzuſtellenden Bedürfniſſes, von den beiderſeitigen Zollverwaltungen 
die erforderlichen Einrichtungen zur zollamtlichen Behandlung und Abfertigung des 
dortigen Lokalgüterverkehrs getroffen werden. 

Die hierfür in Braunau erforderlichen baulichen Einrichtungen hat die pri⸗ 
vilegirte öſterreichiſch⸗ungariſche Staatseiſenbahngeſellſchaft unentgeltlich beizuſtellen 
und zu erhalten und den Beamten der beiderſeitigen Zollverwaltungen zur Durch⸗ 
führung ihrer Amtshandlungen freie Fahrt auf der Bahnſtrecke von Halbſtadt 
bis Mittelſteine zu gewähren. 

Die zollamtliche Reviſion und Abfertigung der über die beiderſeitige Reichs⸗ 
grenze bei Ziegenhals auf der Eiſenbahn Hannsdorf — Ziegenhals eine und aus⸗ 
gehenden Reiſegepäckſtücke und Güter wird von den in der beſtehenden Station 
Ziegenhals vertragsmäßig bereits errichteten beiderſeitigen Zollämtern beſorgt werden. 

Die vertragſchließenden Hohen Regierungen erklären ſich bereit, die Befug⸗ 
niſſe der vorgenannten Zollämter zu erweitern, fobald und ſoweit die Ausdehnung 
des Verkehrs dies erfordern ſollte. 


Artikel XX. 

Die Förmlichkeiten der zollamtlichen Revifion und Abfertigung des Paffagier- 
gepäcks und der ein⸗ und ausgehenden Güter, ſowie der zollamtlichen Ueber⸗ 
wachung des im Artikel 18 linea 2 und 3 des Handelsvertrages vom 23. Mai 1881 
vorgeſehenen Durchzugsverkehrs ſollen ſeinerzeit durch beiderſeitige Kommiſſarien 
noch näher verabredet werden. 

Artikel XXI. 


Die wegen Handhabung der af’ und Fremdenpolizei im Eiſenbahn⸗ 
verkehr zwiſchen beiden Regierungen ſchon beſtehenden oder noch zu verabredenden 
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ns follen auf die in Rede ſtehenden Eiſenbahnverbindungen Anwendung 
finden. 

Ueber die Amtsbefugniſſe derjenigen Polizeibeamten, welche von einer der 
beiden Hohen Regierungen auf den in dem Nachbarſtaate belegenen Grenzbahn⸗ 
höfen ſtationirt werden ſollten, bleibt eine beſondere Verſtändigung vorbehalten. 
Die diesfällige Verhandlung foll mindeſtens drei Monate vor Inbetriebſetzung der 
betreffenden Eiſenbahn beginnen und vor der Eröffnung des Betriebes thunlichſt 
vollſtändig zum Abſchluß gebracht werden. 


Artikel XXII. 


Die Regulirung des Poſt⸗ und Telegraphenbetriebes bleibt der beſonderen 
Verſtändigung zwiſchen den beiderſeitigen Poſt⸗ und Telegraphenverwaltungen vor⸗ 
behalten. 

Für den Fall, daß hiernach bei den Eiſenbahnverbindungen von Mittelfteine 
nach Ottendorf (Braunau) und von Hannsdorf nach Ziegenhals der Betriebs⸗ 
wechſel auch für den Poſtbetrieb an denſelben Punkten ſtattfindet, welche nach 
Artikel XVI für den Eiſenbahnbetriebswechſel in Ausſicht genommen ſind, haben 
die betriebführenden Eiſenbahnverwaltungen die Verpflichtung zu übernehmen, auf 
den Strecken zwiſchen der beiderſeitigen Reichsgrenze und den Bahnhöfen bei 
Mittelſteine und Ziegenhals dieſelben Leiſtungen zu Gunſten der Kaiſerlich Königlich 
öſterreichiſchen Poſtverwaltung auszuführen, welche denſelben für die auf öſter⸗ 
reichiſchem Gebiete belegenen Bahnſtrecken konzeſſionsmäßig auferlegt werden. 


Artikel XXIII. 


Jede der beiden Hohen Regierungen wird den Betrieb der auf ihrem Ge⸗ 
biete belegenen Bahnſtrecken, ſoweit und ſo lange derſelbe von einer Eiſenbahn⸗ 
verwaltung des anderen Landes geführt wird, mit keinen anderen oder höheren 
Abgaben belegen, als denjenigen, welche daſelbſt den Bahnbetrieb ausländiſcher 
Eiſenbahnverwaltungen im Allgemeinen treffen. 


Artikel XXIV. 


Die Königlich preußiſche Regierung behält ſich das Recht vor, die inner⸗ 
balb ihres Gebietes belegene Strecke der Hannsdorf — Ziegenhalser Eiſenbahn 
nebſt allem Zubehör jederzeit, von dem Tage der Betriebseröffnung an gerechnet, 
nach einer mindeſtens ein halbes Jahr vorher zu machenden Ankündigung zu 
erwerben. Macht ſie von dieſem Rechte Gebrauch, ſo hat ſie der Eigenthümerin 
das nachweislich aufgewendete Baukapital, einſchließlich viereinhalb Prozent 
Bauzinſen, ſowie den für inzwiſchen etwa ausgeführte Meliorationen verausgabten 
Betrag, abzüglich des in Folge etwaiger Deteriorationen eingetretenen Minder⸗ 
werthes, zu vergüten. 
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Die Ermittelung des für Deteriorationen abzuziehenden Betrages ſoll durch 
Sachverſtändige ſtattfinden, von denen jeder Theil Einen ernennt. Können die 
beiden Sachverſtändigen ſich nicht einigen, ſo haben die beiden Hohen Regierungen 
je einen unparteiiſchen, keinem der beiden Staaten angehörenden Sachverſtändigen 
zu dem Zweck zu bezeichnen, damit nach Beſtimmung des Looſes einer dieſer 
beiden Sachverſtändigen den beiden anderen Sachverſtändigen als Dritter hinzu⸗ 
tritt. Dieſe drei Sachverſtändige entſcheiden dann nach Stimmenmehrheit. 

Desgleichen bleibt der Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen Regierung das 
Recht vorbehalten, die auf öſterreichiſchem Gebiete belegene Strecke der Eiſenbahn 
von Ratibor nach Troppau, falls auch dieſe Strecke von der Königlich preußiſchen 
Regierung für eigene Rechnung hergeſtellt worden ſein ſollte, vom Tage der 
Betriebseröffnung an gerechnet, jederzeit unter den oben bezüglich der preußiſchen 
Strecke der Hannsdorf — Ziegenhalser Bahn feſtgeſetzten Bedingungen einzulöſen. 

Auch behält ſich die Königlich preußiſche Regierung bezüglich der in ihrem 
Gebiete belegenen Strecke der Linie Hannsdorf — Ziegenhals das Heimfallsrecht im 
Sinne des öſterreichiſchen Eiſenbahnkonzeſſionsgeſetzes vom 14. September 1854 
(Reichs⸗Geſetzbl. Nr. 238) derart vor, daß der Heimfall nach 90 Jahren, vom 
Tage der Konzeſſionsertheilung für die preußiſche Strecke an gerechnet, eintritt. 

Desgleichen bleibt der Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen Regierung das 
Heimfallsrecht bezüglich der Bahnſtrecke von der beiderſeitigen Reichsgrenze bis 
Troppau nach Maßgabe der vorerwähnten geſetzlichen Beſtimmungen vorbehalten. 


Artikel XXV. 


Bei Eintritt einer Aenderung in den Eigenthumsverhältniſſen der den Gegen⸗ 
ſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahnen, in Folge Einlöſung oder Heimfalls 
von Strecken derſelben, ſoll zwiſchen den Hohen Regierungen ein dem Verkehr 
und den beiderſeitigen Intereſſen entſprechendes beſonderes Uebereinkommen ge⸗ 
troffen werden. 

Uebrigens ſoll auch in dieſen Fällen der Betrieb der Strecken einerſeits von 
der beiderſeitigen Reichsgrenze nach Mittelſteine und Ziegenhals dem Betriebsführer 
der anſchließenden öſterreichiſchen Strecken, andererſeits von der beiderſeitigen 
Reichsgrenze nach Troppau dem Betriebsführer der anſchließenden preußiſchen 
Strecke überlaſſen werden. Ueber die näheren Bedingungen dieſer Betriebs⸗ 
überlaſſung bleibt eine Verſtändigung der beiderſeitigen Eiſenbahnverwaltungen 
vorbehalten, jedoch ſollen bei dem hierüber abzuſchließenden Abkommen dieſelben 
Grundſätze Anwendung finden, welche wegen der Ueberlaſſung des Betriebes der 
preußiſchen Anſchlußſtrecke der Mittelſteine — Ottendorfer Eiſenbahn an die privilegirte 
öſterreichiſch⸗-ungariſche Staatseiſenbahngeſellſchaft und wegen Mitbenutzung der 
Bahnhöfe Mittelſteine beziehungsweiſe Ziegenhals und Troppau in dieſem Vertrage 
vereinbart ſind. 

Sofern die Kaiſerlich Königlich öſterreichiſche Regierung den Betrieb der 
Eiſenbahnen Hannsdorf — Ziegenhals beziehungsweiſe Lindewieſe — Reichsgrenze ſelbſt 
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übernehmen follte, ohne das Eigenthum dieſer Bahnen zu erwerben, bleiben für 
die Dauer dieſer Betriebsübernahme die bezüglichen Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages unverändert in Kraft. 

Der Königlich preußiſchen Regierung ſoll es freiſtehen, die aus dieſem 
Vertrage für ſie hervorgehenden Rechte und Pflichten auf das Deutſche Reich zu 
übertragen. 


Artikel XVI. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeitig zur Allerhöchſten Genehmigung vor⸗ 
gelegt und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifikations⸗Urkunden 
ſoll baldthunlichſt in Berlin bewirkt werden. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, am 14. März 1885. 


(L. S.) Buſch. (L. S.) 1۰ 

(L. S.) Reichardt. (L. S.) Wrba. 

(L. S.) Rathjen. (L. S.) Dr. Lange Burgenkron. 
(L. S.) Schmidt. (L. S.) Schuck. 


(L. S.) Dr. Micke. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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